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„Superwahlsonntag" 

Doppelsieg für die Union 
Die Union ist klarer Sieger 
des „Superwahlsonntags" 
fiiit  der  Europawahl,  der 
Landtagswahl in Thürin- 
gen und den Kommunal- 
fahlen in sechs Bundes- 
ländern. 

Bei der Wahl zum Eu- 
r°päischen Parlament konn- 
ten CDU und CSU mehr als 
doppelt  so viele  Stimmen 

gewinnen wie die SPD und 
wurden wieder mit großem 
Abstand stärkste politische 

Kraft in Deutschland. Die 
SPD erlitt ein Wahldebakel 
und setzte ihre Serie von 
Niederlagen fort. Die Sozial- 
demokraten erreichten mit 
21,5 Prozent ihr bundesweit 
bisher schlechtestes Ergeb- 
nis überhaupt. Auch 
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• in Thüringen gab es ei- 
nen Sieg für die Union. Bei 
der Wahl zum Landtag in 
Erfurt behauptete die CDU 
unter der Führung von Mi- 
nisterpräsident Dieter Alt- 

haus ihre absolute Mehr- 
heit und kann auch die 
nächsten fünf Jahre alleine 
regieren. 

Angela Merkel sieht im 
Ergebnis der Europawahl 
ein klares Signal gegen Rot- 
Grün in der Bundespolitik. 
Es sei ein Zeichen dafür, 
dass die derzeitige Politik 
von Rot-Grün „nicht die 
Unterstützung der Men- 
schen in Deutschland fin- 
det", sagte die Vorsitzende 

der CDU Deutschlands und 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. Mit Blick auf die 
Wahlergebnisse werde 
deutlich, dass der Union 
mit dem heutigen Tag 
„noch ein Stück mehr Ver- 
antwortung" zugewachsen 
sei. Über den Bundesrat 
würden CDU und CSU dazu 
beitragen, die Entscheidun- 
gen von Rot-Grün „ver- 
nünftiger zu machen", auch 
wenn dies „nie vollständig 
gelingen"   könne.   Außer- 

dem werde die Union die 
ihr zugewachsene Verant- 
wortung nutzen, um das 
Vertrauen der Menschen in 
Politik nicht weiter zu ent- 
täuschen. Sehr wichtig an 

dem „tollen Ergebnis" sei 
zudem, dass die Union zu- 
sammen mit der FDP bun- 
desweit auf eine klare ab- 
solute Mehrheit komme. Es 
sei nicht nur ein guter Tag 
für die CDU und die Union, 
sondern auch „ein guter 
Tag für Deutschland und 
Europa", sagte Merkel. 
Zum schlechten Abschnei- 
den der SPD bemerkte sie, 
die Sozialdemokraten müss- 
ten sich mehr um das Ver- 
trauen der Menschen be- 
mühen. Desaströs für die 
SPD sei, dass die Abgabe 

des Parteivorsitzes von 
Kanzler Gerhard Schröder 

an Franz Müntefering nichts 
genutzt habe. Das Ergebnis 
in Thüringen wertete Mer- 
kel als beeindruckend und 
als ganz klaren Regierungs- 

auftrag für Ministerpräsi- 
dent Dieter Althaus. „Es war 
schwer, eine absolute Mehr- 
heit gegen drei andere Par- 

teien zu erkämpfen." 
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„Superwahlsonntag" 

Deutschland will den Politikwechsel 
Dieser Tag ist ein giganti- 
scher Tag für die CDU und 
ein Fiasko für die SPD. Die 
Europawahlen haben das Er- 
gebnis gebracht, das die 
CDU sich erhofft hat. 

Die Union ist und bleibt 
die Europapartei und hat das 
Rekordergebnis von vor fünf 
Jahren gehalten. Gleichzeitig 
haben die Wähler die SPD in 
noch nie da gewesener Weise 
abgestraft. Die Wähler haben 
dieser Regierung endgültig 
das Vertrauen entzogen. Die 
Menschen haben deutlich ge- 
dacht, dass sie die Politik von 
Schröder und Müntefering 
ablehnen. Sie wollen einen 
Politikwechsel, der Deutsch- 
land nach vorne bringt und 
wieder Wachstum und Arbeit 

Generalsekretär Laurenz Meyer 

schafft. Diesen Wechsel gibt 
es nur mit der CDU; deshalb 
ist der heutige Tag der erste 
Schritt hin zum Wechsel 
2006. 

Schröder und Müntefe- 
ring haben die SPD in die 

größte Krise ihrer Geschichte 
geführt. Von dieser Partei ist 
nicht mehr zu erwarten, dass 

sie die Kraft zu der notwendi- 
gen Politik für Reformen in 
Deutschland findet. 

Für die Union ist diese 
Wahl auch die Bestätigung 
ihrer konstruktiven Oppositi- 
onsrolle im Bund. Wir bleiben 
dabei: Was Deutschland 
nützt, unterstützen wir. Was 
schadet, lehnen wir ab. Zu- 
gleich ist das Ergebnis eine 
Ermutigung für die Union, ih- 
re klaren Alternativen weiter 
zu verfolgen. 

In Thüringen haben die 
Wähler Dieter Althaus einen 
klaren Regierungsauftrag ge- 
geben. Das Ergebnis von 
Thüringen zeigt: Die CDU ist 
die einzige Partei, die in Ost 
und West, Nord und Süd 
Mehrheiten findet. 

EUROPA: UNION WIEDER STÄRKSTE KRAFT 

CDU und CSU haben die 
Europawahl in Deutsch- 
land mit großem Abstand 
gewonnen. 

Die Schwesterparteien 
kommen zusammen auf 
44,5 % und damit auf mehr 
Stimmen als alle anderen 
Bundestagsparteien zusam- 
men. Die CDU/CSU hat da- 
mit 49 der 99 deutschen 
Mandate im Europaparla- 
ment erobert. Die SPD sack- 
te dramatisch von 30,7 % 
auf ein bundesweites Re- 
kordtief von nur noch knapp 

21,5 % ab. Die Grünen leg- 
ten deutlich von 6,4 % auf 
11,9 % zu. Die FDP über- 
wand erstmals seit 1989 die 
5-Prozent-Hürde und zog 
wieder in das Europäische 
Parlament ein. Die PDS er- 
reichte 6,1%. 

Der Spitzenkandidat 
der CDU für die Europa- 
wahl, Hans Gert Pöttering, 
zeigte sich mit dem Wahl- 
ergebnis sehr zufrieden. 
Das Wahlergebnis sei ein 
„großartiger Erfolg" der 
Unionsparteien.  Pöttering 

machte den Anspruch der 
EU-Konservativen für den 
Posten des EU-Kommis- 
sionspräsidenten deutlich. 
„Wenn die EVP-Fraktion 
als Wahlsieger aus der Eu- 
ropawahl hervorgehe, 
„dann erwarten wir, dass 
der zukünftige Kommis- 
sionspräsident entspre- 
chend dem Votum der 
Wählerinnen und Wähler 
auch aus unserer Parteien- 
familie kommt und das 
Vertrauen der EVP-Partei- 
en hat", so Pöttering. 
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„Superwahlsonntag" 

Landtagswahl  in Thüringen 

CDU mit absoluter Mehrheit bestätigt 
Die Thüringer Wähle- 

rinnen und Wähler haben 
der CDU bei der Landtags- 
wahl weitere fünf Jahre die 
Alleinregierung gesichert 
und Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder zugleich ei- 
nen kräftigen Denkzettel 
verpasst. 

Trotz eines Stimmverlus- 
tes erreichte die Union mit 
ihrem Spitzenkandidaten 
Dieter Althaus nach 1999 
wieder die absolute Mehr- 
heit. Die CDU erreichte 43 % 
der Stimmen und entsendet 
in den neuen Thüringer 
Landtag 45 der 88 Abgeord- 
neten. Für die SPD geriet die 
Abstimmung dagegen zum 
Debakel: Sie kam auf nur 
noch 14 %. Das ist das 
schlechteste Ergebnis in 
Thüringen und zweitschlech- 
teste Ergebnis, das die Sozi- 
aldemokraten jemals bei ei- 
ner Landtagswahl erzielten: 

Dieter Althaus 

Lediglich in Sachsen hatte 
die SPD 1999 mit 10,7 % 
noch schlechter abgeschnit- 

ten. Die PDS erzielte mit 
26,1 % ihr bundesweit be- 
stes Landtagsergebnis und 
etablierte sich als zweit- 
stärkste Partei im Freistaat. 
Die Grünen (4,5 %) und die 
FDP (3,6 %) legten zwar zu, 
scheiterten aber erneut an 

der Fünf-Prozent-Hürde. 
Die CDU habe den klaren 

Wählerauftrag erhalten, die 

DIE WAHLEN IM INTERNET 

Nutzen Sie einen Service 

der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle. Im CDU-Mitglieder- 
netz finden Sie unter www. 
cdunet.de ausführliche Do- 
kumentationen über die Eu- 

ropawahlen und die Land- 
tagswahl in Thüringen. 
Nutzen Sie auch das Inter- 

netangebot der Konrad- 
Adenauer-Stiftung. Die 
Stiftung hat unter www. 
kas.de eigens ein Wahl- 

portal eingerichtet. Dort 
finden Sie Wahlergebnisse, 
Trends und Analysen zur 
Europawahl in Deutsch- 
land. 

Politik im Land weiter zu ge- 
stalten, sagte der Thüringer 
Ministerpräsident Dieter 
Althaus. Die „klare Niederla- 
ge der SPD" sei ein Zeichen 
dafür, dass die sozialdemo- 
kratische Politik von den 
Bürgern nicht mehr verstan- 
den werde. „Die CDU ist der 
eindeutig Wahlsieger", sagte 
Althaus, der erst vor gut ei- 
nem Jahr das Amt des Re- 
gierungschefs in Thüringen 
übernommen hatte. Sein 
Vorgänger Bernhard Vogel 
nannte den Ausgang der 
Landtagswahl „ein beachtli- 
ches Ergebnis für Dieter Alt- 
haus und die Union" und ein 
Debakel für die SPD. Der 
frühere Regierungschef be- 
klagte, dass die allgemeine 
Verdrossenheit über die La- 
ge in Deutschland zugenom- 
men habe. Es sei nicht gut, 
dass die in Thüringen ent- 
standene zweite Volkspar- 
tei, die SPD, so abgesunken 
sei, sagte Vogel. 

Durch den Sieg der CDU 
bleibt das Kräfteverhältnis 
im Bundesrat unverändert. 
Mit der CDU-Alleinregie- 

rung in Erfurt verfügen die 
unionsgeführten Länder in 
der Länderkammer wie bis- 
her über eine absolute 

Mehrheit von 41 der 69 
Stimmen. 
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Kommunalwahlen 

CDU auch in den Kommunen 
stärkste Kraft 

Die CDU ist auch aus den 
Kommunalwahlen in sechs 
Bundesländern als Gewin- 
ner hervorgegangen. 

* Sachsen-Anhalt 
In Sachsen-Anhalt blieb 

die CDU trotz leichter Ver- 
luste mit 36,3 Prozent stärk- 
ste Kraft Die SPD verlor 8 
Prozentpunkte und kam nur 
noch auf 19,8 Prozent. Da- 
mit fiel sie hinter die CDU 
und PDS zurück. Die PDS 
Wurde mit 22,4 Prozent 
zweitstärkste Partei. Die 
FDP verbesserte sich auf 
acht Prozent, die Grünen 
'egten leicht auf 3,4 Prozent 
zu. 

Baden-Württemberg 
Auch in Baden-Württem- 

berg deutete sich eine deut- 
sche Niederlage für die SPD 
an. Stärkste Partei dürfte 
nach ersten Ergebnissen 
und Umfragen die CDU ge- 
worden sein. Die Grünen 
'egten offenbar deutlich zu. 
Repräsentative Landeser- 
gebnisse liegen aufgrund 
des komplizierten Wahlver- 
'ahrens erst später vor. Wie 
'n Rheinland-Pfalz können 
d>e Wähler auch in Baden- 
Württemberg       bei       der 

Stimmabgabe kumu- 
lieren und panaschie- 
ren. Die Endergeb- 
nisse lagen bei Re- 
daktionsschluss noch 
nicht vor. 

• Mecklenburg- 
Vorpommern 
Auch in Mecklenburg- 

Vorpommern musste die 
SPD eine schwere Schlappe 
hinnehmen. Sie kam landes- 
weit auf Kreisebene nur 
noch auf 19,1 Prozent. Auch 
hier ist die die CDU mit 38,8 
Prozent stärkste Kraft. Die 
PDS erreichte 20,2 Prozent. 
Die FDP legte auf 6,1 Pro- 
zent zu, die Grünen erziel- 
ten 3,1 Prozent. 

Rheinland-Pfalz 
In Rheinland-Pfalz er- 

reichte die Union 45,1 Pro- 
zent und wurde damit er- 
neut stärkste Partei. Die 
SPD kam auf landesweit 

28,9 Prozent. Das ist das 
schlechteste Ergebnis für 
die Sozialdemokraten seit 
Kriegsende. Die FDP er- 
reichte 5,9 und die Grünen 
7,1 Prozent. Drittstärkste 
Kraft wurden die Freien 
Wähler mit landesweit 11,4 

Prozent. 

• Saarland 
Knapp drei Monate vor 

den Landtagswahlen im 
Saarland ist die CDU auch 
hier als Sieger aus den Kom- 
munalwahlen hervorgegan- 
gen. Die CDU kam bei den 
Gemeinderatswahlen lan- 
desweit auf 45,7 Prozent. 
Die SPD erreichte nur noch 
37,3 Prozent. Die Grünen 
landeten bei 4,8 Prozent, 
die FDP bei 3,9 Prozent. 

Sachsen 
In Sachsen wurde die 

CDU erneut stärkste Partei. 
Bei den Kreiswahlen kam sie 
auf 43,9 Prozent. Die SPD 
rutschte auf 11,7 Prozent 
ab. Die PDS behauptete sich 
mit 19,8 Prozent als zweit- 
stärkste Kraft. Die FDP er- 
reichte 7,5 Prozent, die Grü- 
nen 3,4 Prozent. Auch bei 
den Gemeinderatswahlen 
lag die Union vor PDS und 
SPD. 
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Arbeitsmarkt 

LAURENZ MEYER: 

Rot-Grün löst keine Probleme - 
Rot-Grün ist das Problem. 

Auch die jetzt vorliegenden 
Zahlen zeigen, dass das Star- 
ren auf die konjunkturelle 
Entwicklung in den USA und 
auf Verbesserungen der 
Weltkonjunktur keine Lö- 
sung für den deutschen Ar- 
beitsmarkt darstellt. Solan- 
ge sich an den Strukturen in 
Deutschland und der deut- 
schen Wirtschaftspolitik 
nichts ändert, zeigen die 
Zahlen in jedem Monat das 
Desaster dieser rot-grünen 
Bundesregierung. 

Innerhalb  von  nur drei 
Jahren sind eine Million Ar- 

beitsplätze verloren gegan- 
gen, wie das Statistische 
Bundesamt belegt. Das 
heißt: Im Schnitt fallen 
1.000 Arbeitsplätze pro Tag 
weg, und das bedeutet im- 
mer weniger Wachstum, 

weniger Steuereinnahmen 
und gigantische Ausfälle in 
den Sozialsystemen. 

Wer in einer solchen Si- 
tuation von einer Ausbil- 
dungsplatzabgabe, Strei- 
chen des Sparerfreibetra- 
ges, der Kilometerpauscha- 
le und der Eigenheimzulage 
spricht, zeigt,  dass  er den 

Ernst der Lage nicht ver- 
standen hat. Die neueste 
Forderung nach zusätzli- 
cher Besteuerung von Flug- 
benzin und damit der Ver- 
teuerung von Urlaubsrei- 
sen beweist: Die Regierung 
denkt an nichts anderes, als 
der Bevölkerung noch tiefer 
in die Tasche zu greifen. 

Rot-Grün löst keine Pro- 
bleme, Rot-Grün ist das Pro- 
blem. Jeder Tag, den SPD und 

Grüne an der Regierung blei- 
ben, ist ein verlorener Tag für 
Deutschland und für die Ar- 
beitslosen in diesem Land. 

DRAMATISCHE LAGE AM ARBEITSMARKT 

Auch die leichte Früh- 
jahrsbelebung auf dem 
Arbeitsmarkt hat im Mai 
nicht die erhoffte Trend- 
wende gebracht. 

Zwar sank die Arbeitslo- 
senzahl im Vergleich zum 
April um 150.200 auf 4,293 
Millionen, saisonbereinigt 
stieg sie jedoch erneut. Die 
Bundesagentur für Arbeit 
registrierte im Mai 9.000 Ar- 
beitslose mehr als im Vor- 
jahresmonat. Ohne statisti- 
sche „Schönheitskorrektu- 
ren" der Regierung ist dies 
jedoch der höchste Stand in 

einem Mai seit der Wieder- 
vereinigung. Seit Jahresbe- 
ginn tauchen 80.000 Ar- 
beitslose, die an Trainings- 
maßnahmen teilnehmen, 
nicht mehr in der Statistik 
auf. Rechnet man sie auch 
für das Vorjahr aus der Ar- 
beitslosenzahl heraus, so er- 
gibt sich ein bundesweiter 
Anstieg um 29.300. 

Die Arbeitslosenquote 
sank im Mai von 10,7 auf 
10,3 Prozent. Der Osten 
Deutschlands bleibt in 
punkto Beschäftigung das 
Sorgenkind: Bei der Arbeits- 

losenquote klafft zwischen 
Osten und Westen nach wie 
vor eine Zehn-Prozent- 
Lücke: Im Westen betrug sie 
8,2 Prozent, im Osten 18,3. 
Damit waren in den neuen 
Ländern 1,538 Millionen 
Menschen arbeitslos gemel- 
det, im Westen lag die Zahl 
bei 2,709 Millionen. 

Auf dem Lehrstellen- 
markt blieb die Lage weiter 
angespannt. Ende Mai stan- 
den laut BA 126.900 unbe- 
setzten Ausbildungsplätzen 

312.100 unvermittelte Be- 
werber gegenüber. 

m°4 



KARL-JOSEF   LAUMANN: 

Keine Besserung in Sicht! 

Monat für Monat kommt 
dieselbe schlechte Nach- 
richt vom Arbeitsmarkt: 
Der Arbeitsmarkt ist K.O. 
und nichts tut sich. Es be- 
steht keine Aussicht auf 
Besserung. Weit über vier 
Millionen Menschen blei- 
ben auch in Zukunft unter 
Rot-Grün ohne Job. 

So darf es nicht weiter- 
gehen. Wenn allein binnen 
Jahresfrist 592.841 sozial- 
versicherungs Pflichtige 

Jobs vernichtet werden, 
muss das Ruder endlich her- 
umgeworfen werden. 

Ich kann nicht begreifen, 
dass die Bundesregierung 
trotz dieser Krise seit einem 
halben Jahr  in  Tatenlosig- 

keit verharrt. Seit dem Ver- 
mittlungsergebnis im ver- 
gangenen Dezember be- 
wegt sich bei Rot-Grün 
nichts mehr. Damit wird die 

Krise mit jedem Tag ein we- 
nig fester zementiert. Der 
Bundeskanzler flüchtet sich 
in die Außenpolitik statt in- 
nenpolitisch   einen   klaren 

Beschäftigungskurs vorzu- 
geben. 

Ich fordere die Bundes- 
regierung daher auf, die Po- 
litik des Stillstands endlich 
zu beenden. Wir brauchen 
noch vor der Sommerpause 
Klarheit, welche Reformen 
für mehr Beschäftigung in 
diesem Jahr noch geplant 
sind und wann diese umge- 
setzt werden. Nur so, kann 
die von uns allen erhoffte 
Wende zum Besseren zu- 
mindest in Angriff genom- 
men werden. 
Karl-Josef Laumann ist der 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 
beit der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

BIS ZU FÜNF MILLIONEN ARBEITSLOSE ZU BEFÜRCHTEN 

Für die Volkswirte der Com- 

merzbank, Ralph Solveen 

und Elisabeth Andreae, be- 
stätigen die aktuellen Daten 

»einmal mehr", dass die kon- 

junkturellen Auftriebskräfte 

noch nicht bis zum Arbeits- 

markt durchgedrungen sei- 

en. Die im Verlauf des ver- 

gangenen Jahres umgesetz- 
ten Hartz-Reformen hätten 

zudem nur für eine vorüber- 

gehende Linderung gesorgt. 

Peter Leonhardt von der De- 

kaBank sieht den deutschen 

Arbeitsmarkt weiterhin in 

der Lethargie. Allein die 

günstigen Witterungsver- 

hältnisse und die beginnen- 

de Ausflugs- und Reisesai- 

son hätten zu dem - unbe- 

reinigten - Vormonatsrück- 

gang geführt. Der Wirt- 
schaftsweise Peter Bofinger 

äußerte unterdessen die Be- 

fürchtung,   dass  als   Folge 

von Hartz IV die Zahl der Ar- 

beitslosen im Laufe des 

kommenden Winters die 

Marke von fünf Millionen er- 

reichen könnte. In der BILD- 
Zeitung begründete Bofin- 

ger seine Einschätzung da- 

mit, dass nach Einführung 
des Arbeitslosengeldes II 

300.000 bis 400.000 derzei- 
tige Sozialhilfeempfänger 

neu in der Arbeitslosenstati- 

stik auftauchen würden. 
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Europawahlkampf-Abschluss 

Der Sieg lag in der Luft 
Kämpferische Reden, ge- 
lungene Show-Einlagen, 
fetzige Musik - auf der 
zentralen Wahlkampf-Ab- 
schlussveranstaltung der 
CDU lag die Siegesstim- 
mung schon in der Luft. 

Etwa 3.000 geladene 
Gäste waren zwei Tage vor 
dem Urnengang in die 
Arena nach Oberhausen ge- 
kommen. Das vielfältige 
Vorprogramm eröffnete die 
Rock- und Popband „Fire 
Cats". Spekta- 
kuläre Luftakro- 
batik bot da- 
nach das Show- 
programm 
„Fliegende 
Menschen Ma- 
gic". An elasti- 
schen Seilen 
schnellten Arti- 

sten durch die Höhen der 
Oberhausener König-Pilse- 
ner-Arena. Im Anschluss 
konnte die ABBA Dance Cr- 
ew mit einem eigens für die 
Abschlussveranstaltung 
komponierten ABBA-Musi- 
cal begeistern. Nach dem 
Vorprogramm wurde die 
Veranstaltung von CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer mit kämpferischen 
Worten eröffnet. Nach 
Grußworten des Spitzen- 
kandidaten der CDU Nord- 
rhein-Westfalen für die Eu- 

ropawahl, Elmar 
Brok, und des 
Vorsitzenden 
der Europäi- 
schen Volkspar- 
tei   (EVP),   Wil- 

fried Martens, wies Hans- 
Gert Pöttering in seiner Re- 

de auf die historische Trag- 
weite der europäischen Ei- 
nigung hin. Zugleich griff 
der    Spitzenkandidat    der 

CDU für die Europawal 
und Vorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament die spal- 
tende Europapolitik von 
Rot-Grün scharf an. Auch 
die Partei- und Fraktions- 
vorsitzende Angela Merkel 
unterstrich die große Be- 
deutung der Europäischen 

Union für die Zukunft 
Deutschlands. Es gelte, in 
der Europawahl die erwei- 
terte Gemeinschaft in den 
nächsten fünf Jahren „ar- 
beits- und handlungsfähig" 
zu machen. In seinem 

Schlusswort zeigte sich Jür- 
gen Rüttgers, der Vorsitzen- 
de des CDU-Landesverban- 
des Nordrhein-Westfalen, 

entschlossen, die rot-grüne 
Landesregierung in Düssel- 
dorfabzulösen. 
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Mitglieder-Werbekampagne 

Kampagne Mitgliederwerbung - ein 
großartiger Erfolg der Basis! 

Stolz sah Detlev Beckmann 
•n das Rund der Oberhau- 
sener Arena, während ihm 
über 3.000 Mitglieder und 
Gäste der CDU-Abschluss- 

veranstaltung zur Europa- 
wahl zujubelten. 

Und stolz konnte Detlev 
Beckmann auch sein. Er ist 
Kreisgeschäftsführer von 
Hamburg-Wandsbek. Sein 
Kreisverband freute sich für 
den Zeitraum zwischen Juli 

2003 und März 2004 über ei- 
nen Zuwachs von 423 Mit- 
gliedern - dies bedeutete in 
der Kreisverbandswertung 
Platz 1 und in der prozentua- 
len Wertung Platz 3. Hier 
hatte der Kreisverband Gera 
mit sage und schreibe 44,3 
% die Nase vorn. Schließlich 
gewann bei den Ortsverbän- 
den Nettersheim. 

Die Ehrungen mit wert- 
vollen Sachpreisen nahm 
CDU-Generalsekretär Lau- 
renz Meyer vor, der auch 
gleichzeitig Schirmherr der 

bundesweiten Werbekampa- 
gne ist. Er stellte zufrieden 
fest: „Die bundesweite Mit- 
gliederkampagne der CDU 
'st ein großartiger Erfolg. 
Dank des unermüdlichen Ein- 
satzes der vielen Orts- und 
Kreisverbände konnten zwi- 
schen Juli  2003  und  März 
2004 über 23.000 neue CDU- 

Mitglieder aufgenommen 
werden. Ich danke allen, die 
daran mitgewirkt haben." 

Die Arbeit zahlt sich aus: 
Die Mitgliederentwicklung 
der CDU hat sich stabilisiert. 
Davon kann die SPD nur 
träumen! Letztes Jahr gingen 
ihr über 43.000 Mitglieder 
von der Fahne, im 1. Quartal 
2004 schon wieder mehr als 

20.000. 
Mitgliederwerbung ist 

ein ständiger Prozess. Des- 
halb wird auch die Kampa- 
gne fortgesetzt. Zukünftig 
wird immer zum Ende des 
Jahres Bilanz gezogen und 
die erfolgreichsten Kreisver- 
bände mit wertvollen Prei- 
sen geehrt. 

Daher die Bitte: Machen 
Sie mit und werben Sie neue 
Mitglieder. Jedes neue Mit- 
glied bedeutet einen neuen 
Mitstreiter und neue Ideen. 

Mitgliederwerbung      lohnt 
sich! 

Die erfolgreichsten 
Verbände 

Folgende Verbände wa- 

ren zwischen 1. Juli und 
31. März 2004 beson- 
ders erfolgreich: 

Ortsvrbände (nach Saldo): 

1. OV Nettersheim 
+ 359 Mitglieder 

2. OV Alstertal        +212 

3. OVHövelhof + 168 

Kreisverbände (nach Saldo): 
1. KVHH-Wandsbek+423 

2. KV Heinsberg     + 363 
3. KV Euskirchen    +325 
Kreisverbände (prozen- 
tuale Steigerung): 

1. KV Gera + 44,3 % 

2. KV Holzminden+33,6% 
3. KV Hamburg-Wandsbek 

+ 17,9 %. 
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Besonderer Anlass 

CDU trauert um Ronald Reagan 
Zum Tode des ehemaligen 
US-Präsidenten Ronald 
Reagan erklärt die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands und der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, An- 
gela Merkel: 

Mit Ronald Reagan ist 
einer der großen amerika- 
nischen Präsidenten des 20. 
Jahrhunderts von uns ge- 
gangen. Die CDU Deutsch- 
lands trauert um einen 
bedeutenden Staatsmann 
und guten Freund Deutsch- 
lands. 

Ronald Reagan hat sich 
durch seinen Einsatz für die 
Überwindung des Kalten 
Krieges und damit der Spal- 
tung Europas und der Welt 
in  historischer Weise  ver- 

dient gemacht. Für 
ihn gehörten Frie- 
den und Freiheit 
untrennbar zusam- 
men. Ronald Rea- 
gan hat sich nie mit 
der Teilung Berlins, 
Deutschlands und 
Europas abgefunden, 
sondern er hat weit- 
sichtig die Chancen 
für die Freiheit er- 
kannt und mit seiner be- 
rühmten Rede vor dem 
Brandenburger Tor den 
Weg für die freiheitlichen 
Revolutionen in Mittel- und 
Osteuropa bereitet. Dafür 
sind wir ihm immer zu Dank 
verpflichtet. 

Gleichzeitig   führte   Ro- 
nald Reagan die Vereinigten 

Angela Merkel trägt sich in der US-Botschaft in das 
Kondolenzbuch ein. 

Staaten von Amerika wieder 
zu wirtschaftlicher und poli- 
tischer Stärke und verlieh 

den Menschen in seinem 
Land neues Selbstbewusst- 
sein. 

Unsere Gedanken gelten 
seiner Frau, seiner Familie 
und dem gesamten ameri- 
kanischen Volk. 

UNION UND FDP FÜR RONALD-REAGAN-PLATZ IN BERLIN 

Union und FDP haben 
dafür plädiert, einen 
Platz oder eine Straße in 
Berlin nach dem gestor- 
benen früheren US-Präsi- 
denten Ronald Reagan zu 
benennen. 

Dazu CDU-Generalse- 
kretär Laurenz Meyer: 
„Wir sollten seinen Einsatz 
für die Wiedervereinigung 
mit einem nach ihm be- 
nannten Platz oder einer 
Straße in der Nähe des 
Brandenburger Tors wür- 

digen". Die Generalse- 
kretäre von CSU und FDP, 
Markus Söder und Corne- 
lia Pieper, äußerten sich 
ähnlich. 

Eine nach dem Präsi- 
denten benannte Straße 
oder Platz wird nicht zu- 
letzt eine bleibende Erin- 
nerung für alle Deutschen 
und Berliner an einen der 

letzten Höhepunkte des 
Kalten Krieges sein. „Ge- 
neralsekretär Gorbat- 
schow, wenn Sie Frieden 

wollen, wenn Sie Wohl- 
stand für die Sowjetunion 

und Osteuropa suchen, 
wenn Sie Liberalisierung 
wollen: Kommen Sie zu 
diesem Tor, Mr. Gorbat- 
schow, öffnen Sie dieses 
Tor! Mr. Gorbatschow, 
reißen Sie diese Mauer 

ein!" appellierte Reagan 
1987 in einer dramati- 
schen Rede vor dem Bran- 
denburger Tor. 

Zwei Jahre  später fiel 
die Mauer. 
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Über den Tellerand geschaut 

Bertelsmanns-Stiftung 

Politik gewinnt wieder an Interesse 
Von einer generellen Poli- 

tikverdrossenheit kann in 
Deutschland keine Rede 
sein. 

Zu diesem Ergebnis 
kommt eine Untersuchung 
der Bertelsmann Stiftung mit 
dem Thema „Politische Parti- 
zipation in Deutschland". Die 
Studie belegt, dass die Bürger 
heute sogar mehr an Politik 
interessiert sind als während 
der gesamten 90er Jahre. Be- 
sonderes Vertrauen genießt 
die deutsche Verfassungs- 
ordnung und ihre Institutio- 
nen, während 77% den Par- 
teien   und   Politikern   mis- 

strauisch gegenüberstehen. 
Auch die Einschätzung, per- 
sönlich auf die Politik Einfluss 
nehmen zu können, hat sich 
positiv entwickelt. Während 
dies vor zehn Jahren nur 
14 Prozent der Deutschen 
glaubten, sind es heute 36 
Prozent. 

Zunehmender Beliebt- 
heit erfreuen sich unkonven- 
tionelle Beteiligungsformen 
wie Unterschriftensamm- 
lungen, Kundgebungen oder 

Bürgerinitiativen. 
„Die Ergebnisse unserer 

Studie entziehen dem Pessi- 

mismus  und  der „Lust am 

Schlechtreden", die Johan- 
nes Rau in seiner letzten Ber- 
liner Rede als Gefahr für un- 
ser Land kritisiert hat, eini- 
ges an Grundlagen", erklärte 
Professor Dr. Heribert Mef- 
fert, Vorsitzender des Präsi- 
diums der Bertelsmann Stif- 
tung, zufrieden. 

Immerhin 45 Prozent der 
Befragten können sich eine 
Protestwahl vorstellen, 35 
Prozent haben dies bereits 
umgesetzt, um ein gezieltes 
Signal an die Politik auszu- 
senden. „Es ist an der Politik, 
diese Signale aufzunehmen", 
so Heribert Meffert. 

•M     BUCHTIPP 

Helmut Schneider: Mar- 
ken in der Politik. Wiesba- 
den: VS Verlag 2004,314 
Seiten, 32,90 Euro. 

Ist die Etablierung von Mar- 
ken für das Wahlverhalten 
ebenso entscheidend wie 
für das Kaufverhalten? In 
seinem Buch geht der Poli- 
tik- und Betriebswissen- 
schaftler Helmut Schneider 
der Frage nach dem Mar- 
kenstatus von Parteien und 
Politikern nach. Schneider 
stellt Ergebnisse bisheriger 
Forschungen vor und ver- 
gleicht ökonomische und 
politische    Kommunika- 

Marken 
in der Politik 

tionspro- 
zesse. Für 
Schneider 
wird auch 
der politi- 
s c h e 
Markt von 
Angebot 
und Nach- 

frage bestimmt. Als einen 
Hauptansatz der Marken- 
stärkung untersucht der Au- 
tor die Identitätsorientie- 
rung. Diesen Ansatz über- 
trägt er auf eine Analyse der 
beiden großen deutschen 
Parteien CDU und SPD, so- 
wie deren Führungspersön- 

lichkeiten Stoiber und 
Schröder. Erforscht wird das 
Potential der beiden (ehe- 
maligen) Kandidaten als 
„Ideal-Kanzler" aus Sicht der 
jeweiligen Partei und der 
Wählerschaft. Aus den Er- 
gebnissen werden Schlüsse 
für den (Miss)Erfolg von 
Marketingstrategien gezo- 

gen. 
Empfehlung: Auf Grund des 
interdisziplinären Ansatzes 
ist Schneiders Buch sowohl 
für betriebs- und politik-, als 
auch kommunikationswis- 
senschaftlich interessierte 
Leser geeignet. 
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Aus den Ländern 

Internet im Wahlkampf auf 
überwältigende Resonanz gestoßen 

Die eigens für den Kom- 
munalwahlkampf in Meck- 
lenburg-Vorpommern 
konzipierte Internetplatt- 
form www.zur-wahl.de ist 
auf eine überwältigende 
Resonanz gestoßen. 

Dieses Resümee zog der 
Landesgeschäftsführer der 
CDU Mecklenburg Vorpom- 
mern, Klaus Dieter Götz. So 
konnten allein im Zeitraum 
vom 01. Mai bis 13. Mai 
22521 Besucher gezählt wer- 
den, die insgesamt 56077 mal 
auf die Internetplattform Zu- 
griffen. 

„Mehr als bisher haben 
wir als Landesverband auf 
das Informationsmedium In- 
ternet im Wahlkampf ge- 
setzt. Die Zugriffe zeigen, 
dass viele Mecklenburger 
und Vorpommern die Mög- 

Die Innenminister der uni- 
onsgeführten Länder for- 
dern die Schaffung einer Is- 

lamistendatei für Bund und 
Länder. Der niedersächsi- 
sche Innenminister Uwe 
Schünemann kündigte eine 
entsprechende Bundesrat- 
sinitiative an. „Niemand 
kann etwas dagegen haben, 
wenn wir unsere Erkennt- 

lichkeit nutzten, um 
sich über die program- 
matischen Inhalte und 
über unsere Kandida- 
ten zu informieren. Als 
zukunftsorientierte 
Partei wollen wir mit 
Transparenz den Bür- 
ger informieren. So 
wurden alle Kan-didaten für 
die Kreistage bzw. Vertretun- 
gen/Bürgerschaften der 
kreisfreien Städte veröffent- 
licht. Dadurch konnte sich je- 
der Bürger vor Ort über eine 
bedienerfreundliche Platt- 
form über seinen regionalen 
Kandidaten informieren", so 
Klaus-Dieter Götz. 

Die Internetplattform be- 
inhaltete alle Kandidaten, 
wichtige Termine, das Wahl- 
programm, einen aktuellen 
Pressespiegel und alle Kan- 

INNERE SICHERHEIT 

nisse zusammenführen, um 
der großen Bedrohung zu 
begegnen. Bei Abschiebe- 
hindernissen müssen verur- 
teilte Straftäter und geisti- 
ge Brandstifter wie Metin 

Kaplan in Sicherungshaft 
überwacht werden", sagte 
Schünemann. Dieser Forde- 
rung schloss sich Innenex- 
perte   der   CDU/CSU-Bun- 

didaten der CDU für die 
Kreistage und Vertretungen 
der kreisfreien Städte. Über 
einen internen Zugang war 
es den Mitgliedern mög- 
lich, Werbemittel zu bestel- 
len und Gestaltungsvorla- 
gen herunterzuladen. 

„Das Internet als effekti- 
ves, schnelles und kosten- 
günstiges Medium wird auch 
in kommenden Wahlkämp- 
fen weiter an Bedeutung ge- 
winnen", ist der Landesge- 

schäftsführer überzeugt. 

destagsfraktion Wolfgang 
Bosbach an. Die Alternative 
könne nicht sein, dass sol- 
che Personen wie Kaplan 
„frei herumlaufen, wenn 
man sie nicht abschieben 
kann. Es ist naiv zu glauben, 
die Sicherheitsbehörden 
könnten einen Mann wie 
Kaplan rund um die Uhr be- 
wachen", so Bosbach. 
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Verbands-Homepage 

Bei der eigenen Homepage zu beachten 
Informationen über den ei- 
genen Ort über das Inter- 
net zu veröffentlichen kann 
teuer werden. 

Denn wer einfach einen 

Ausschnitt des örtlichen 
Stadtplans einscannt und 
auf seinen Internetseiten 
veröffentlicht, um so Mit- 
gliedern, Wählern oder Be- 
suchern die Anreise zu er- 
leichtern oder die Heimat 
näher zu bringen, muss mit 
einer kostenpflichtigen Ab- 
mahnung (Durchschnitt 
1.300,00 Euro) rechnen. Was 
viele nicht wissen: Auch 
Stadtpläne und Landkarten 
sind urheberrechtlich ge- 
schützt und dürfen selbst 
ausschnittsweise nur mit 
Genehmigung des entspre- 
chenden Verlages veröffent- 
licht werden. 

Wer keine Lizenz besitzt 
Und dabei erwischt wird, 
dass er einen Kartenaus- 
schnitt auf seiner Homepa- 
ge veröffentlicht, muss zah- 
len. Dabei ist die Gefahr 
groß, erwischt zu werden. Es 
reicht aus, in die Bildersuche 
der Suchmaschine Google 
das Stichwort „Stadtplan" 
einzugeben, um eine Fülle 
von Internetseiten mit Stadt- 
Plänen zu finden. 

Dasselbe gilt auch für die 
Kombination von Bildern 
^it Musikstücken im Inter- 

net. Auch hier muss vor der 
Nutzung die kostspielige 
Genehmigung des Musik- 
verlages eingeholt werden. 
Es werden immer wieder 

CDU Verbände, die illegal 
Kartenausschnitt oder Mu- 
sik auf ihrer Internetseite 
veröffentlicht haben, durch 
so genannte Abmahnungen 
auf ihren Verstoß hingewie- 
sen und zur Unterlassung 
und Zahlung von Schadens- 
ersatz aufgefordert. 

Leider reguliert in einem 
solchen Fall unsere Haft- 
pflichtversicherung diesen 
Schaden nicht, denn es han- 
delt sich um einen so ge- 
nannten „echten" Vermö- 
gensschäden. Dieser liegt 
dann vor, wenn der Schaden 
weder mit einem Personen- 
noch mit einem Sachscha- 
den unmittelbar in Zusam- 

menhang steht. Über unse- 
ren Haftpflichtvertrag sind 
nur die so genannten „un- 
echten" Vermögensschä- 
den, die auch als Vermö- 
gensfolgeschäden bezeich- 

net werden, versichert. 
Hierbei handelt es sich um 
Ersatzansprüche, die als Fol- 
ge eines Personen- oder 
Sachschadens entstehen 
(zum Beispiel, die einem 
Verletzten entstehenden fi- 
nanziellen Einbußen bezie- 
hungsweise Aufwendungen 

^^^^^^^ 

U.MMH iff 
: zur Europawahl 

iawah*ampfor vor Ort haben wir ein «eueres 
erste!»: Ein Extrablatt zur EuropewaN im OIN-A- 
rf der Vorderseile finden S* kune Texte, etwa 
n Deutschland oder zu unseren Planen für 

ene wahler umstimmen. Das zweiseitige 
in Farbe und m schwara-we* verfügbar. Ote •5SF Kievit 

in besserer Quaktat als Kopten. iÜH 
UM 

*t tur EuropawaM, j-.n.B.g (Farbe) w^ 
lliMIIIM. 

infolge seiner Verletzung - 
etwa Verdienstausfall). 

Wer auf einen Karten- 
ausschnitt auf seiner Home- 
page nicht verzichten will, 
kann sich bei den jeweiligen 
Verlagen um eine Lizenz 
bemühen. Doch das ist nicht 
ganz billig. Im Schnitt wer- 
den dafür 900 Euro ver- 
langt. Deutlich günstiger 
kommt weg, wer die Dien- 

ste der www.euro-cities- 
ag.de in Anspruch nimmt. 
Dort sind zurzeit die Stadt- 
pläne von rund 600 Orten 
gelistet und können aus- 

schnittsweise und völlig le- 
gal als Link in die eigene Ho- 
mepage eingebunden wer- 
den. Eine jährliche Nutzung 

kostet für gewerbliche Be- 
treiber je nach gewählter 
Variante zwischen 58 und 

166 Euro. Für Privatleute ist 
der Dienst sogar kostenlos. 
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MITGLIEDER-WERBEKAMPAGNE 

MITmachen lohnt sich 
Mit einer Mitgliederoffen- 
sive startete die Mittel- 
stands- und Wirtschaftsver- 
einigung (MIT) der CDU/ 
CSU in das Jahr 2004. 

Die MIT, bereits im April 
1956 aus der CDU/CSU-Frak- 
tion im damaligen Bundestag 
heraus gegründet, zählt mit 
ihren rund 40.000 Mitglie- 
dern bereits heute zu den 
großen Vereinigungen in den 
Unionsparteien und stellt im 
Bundestag sogar mehr Abge- 
ordnete als die Fraktionen 
der FDP und von Bündnis 90/ 
Die Grünen zusammen. Dem 

SERVICEPUNKT 

Einen neuen Service 

bietet Ihnen die CDU 
mit einer Bilderdaten- 
bank im Internet. 
Unter http://www. 

bilder.cdu.de finden Sie 
Fotos führender Unions- 
politiker, die Logos der 
Vereinigungen,   aktuelle 
Plakate sowie interessan- 
te Grafiken und Statisti- 
ken zum Download. Die 
Bilderdatenbank wird re- 
gelmäßig aktualisiert und 
verfügt über eine Such- 
funktion für ein schnelles 
Navigieren. Alle angebo- 
tenen Bilder sind frei ver- 
wendbar. 

Erbe Ludwig Erhards ver- 
pflichtet, gilt die Subsidiari- 
tät staatlichen Handelns, die 
Förderung der Eigenverant- 
wortung von Bürgern und 
Staat und die Sicherung des 
Leistungswettbewerbs als 
oberste Maxime der Mittel- 
stands- und Wirtschaftsverei- 
nigung. Aufgrund der Oppo- 
sitionsarbeit in Berlin sind die 
derzeitigen Gestaltungsmög- 
lichkeiten auf Bundesebene 
zwar vergleichsweise gering, 
oft kann der Parlamentskreis 
Mittelstand aber zumindest 
noch Schlimmeres für die 
Wirtschaft verhindern. Durch 
die Parlamentarische Veran- 
kerung in vielen Bundeslän- 
dern und Kommunen können 
die Mitglieder aktive Politik 
betreiben, damit es trotz Rot- 
Grün für den Mittelstand 
wieder bergauf geht. „Wei- 
tere   Ziele   der   Mitglieder- 

kampagne sind eine stärkere 
öffentliche Wahrnehmung, 
um Leistungsträger aus dem 
Mittelstand für die Arbeit der 
MIT zu begeistern und zur 
Regierungsübernahme auch 
die größte Partei-Vereini- 
gung in Deutschland zu wer- 
den, als Rückgrat nicht nur 
der Wirtschaft, sondern auch 
der Unionsparteien," brachte 
der Vorsitzende der MIT, der 
Bundestagsabgeordnete Pe- 
ter Rauen, die Kampagne auf 

den Punkt. 

Kampagne 

Attraktive Prämien win- 
ken den fleißigsten Werbern 

von Neumitgliedern, Haupt- 
preis ist sogar eine Reise nach 
Brüssel. Mit pfiffigen Argu- 
menten ä la „Wir sind Re- 
formmotor statt Weich- 
spüler" oder „Wir sind Durch- 
setzer statt Redenschwinger" 

ist das Konzept durchaus er- 
folgversprechend. Die Neuo- 
rientierung der Bundesge- 
schäftsstelle in Berlin als 
„Service-Station" rundet die 

Kampagne ab. 

Weitere Informationen: 
-» www.mittelstand- 

deutschland.de 
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Der inneren Einheit verpflichtet 
Während der Bundeskanz- 
ler das Zusammenwach- 

sen Deutschlands statt zur 
Chefsache eher zur Neben- 
sache erklärt, lässt die Se- 
nioren-Union Taten spre- 
chen. 

Nach dem Motto „Ge- 
meinsam geht es besser" 
wurde gleich nach der Wie- 
dervereinigung die erste 
Kreisverbändepartnerschaft 
ins Leben gerufen. Was 1990 
mit einer ersten Partner- 
schaft zwischen Cottbus 
und Hagen begann, hat sich 
schnell zu einer Erfolgsge- 
schichte entwickelt. Mittler- 
Weile gibt es 100 Partner- 
schaften zwischen Verbän- 
den aus den Alten und Neu- 
en Bundesländern. Aus dem 
gemeinsamen Interesse, die 
innere Einheit Deutschlands 
voranzutreiben, sind vieler- 
orts Freundschaften über 
die Parteiarbeit hinaus ent- 
standen. 

Sich dem Versprechen 
aus der Magdeburger Er- 
klärung vom September 
1992 „Wir haben die deut- 
sche Einheit angenommen 
Und müssen sie verfestigen 
und vertiefen" verpflichtet, 
hat die Senioren Union in 
den vergangenen Jahren ver- 

oändeübergreifend zahlrei- 
che Aktionen durchgeführt 
und gemeinsam Wahlkampf 

Wahlkampf 2000 in Lippstadt: Senioren aus NRW und Brandenburg gemeinsam für die CDU 

betrieben. Welchen Stell- 
wert das Engagement in der 
Partei genießt, zeigt die Teil- 
nahme des Brandenburger 
CDU-Landesvorsitzenden 
Jörg Schönbohm bei Wahl- 
kampfaktionen im Jahr 2000 
in Senftenberg. 

Doch mit dem Erreichten 
gibt sich Oskar Pahnke, Eh- 
renmitglied des Bundesvor- 
standes der Senioren-Union 
und zuständig für den Ar- 
beitskreis Partnerschaften, 
nicht zufrieden. Sein ehrgei- 
ziges Ziel: Das Zusammen- 
wirken der Partnerschaften 
weiterhin auszubauen, um 

gemeinsam mit der CDU das 
Wahljahr 2004 erfolgreich zu 

bestreiten. „Wenn wir etwas 
bewegen wollen, müssen wir 
alle aktiv werden", so seine 
Botschaft. „Für das Jahr 2004 
wurde im Arbeitskreis Part- 
nerschaften beschlossen, ge- 
genseitig Wahlhilfe zu leisten 
und verstärkt Mitglieder zu 
werben",   berichtet  Oskar 

Pahnke. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, trafen sich die Ar- 
beitskreise aus Brandenburg 
und Nordrhein-Westfalen En- 
de Mai in Weimar, um die Ak- 
tivitäten zu koordinieren. Im- 
merhin stehen in diesem Jahr 
zahlreiche Wahlen an und die 
gegenseitige politische Un- 
terstützung in der Senioren- 
Union hat Tradition. 

Das wichtige Engage- 
ment in der Frage des Zu- 
sammerwachsens von Ost 
und West schätzt auch An- 
gela Merkel, Partei- und 
Fraktionsvorsitzende der 
CDU Deutschlands: „Das 
von der Senioren-Union ini- 

tiierte Projekt „Partnerschaf- 
ten" leistet vorbildliche Ar- 
beit und findet meine volle 
Unterstützung. Denn durch 
das Versagen des Bundes- 
kanzlers bei seiner angebli- 
chen Chefsache Aufbau Ost 
sind wir in der CDU mehr 
denn je gefordert, eigene In- 
itiativen zu entwickeln." 
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Chancen in Russland nutzen 
Der Vorsitzende der CDU 
NRW, Jürgen Rüttgers MdL, 
und der Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses für 
Internationale Zusammen- 
arbeit der CDU, Armin 
Laschet MdEP, haben nach 
Gesprächen in Moskau ein 
stärkeres Engagement 
Nordrhein-Westfalens in 
Russland gefordert. 

Viele Arbeitsplätze in 
NRW hingen heute schon von 
dem großen Markt in Russ- 
land ab. Im Gegensatz zu an- 
deren Bundesländern ver- 
passe NRW aber viele 
Chancen. Zu den Gesprächs- 
partnern der Delegation des 
stellvertretenden   CDU-Bun- 

Jürgen Rüttgers, Michail Gorbatschow, Armin Laschet 

desvorsitzenden gehörten 
Vertreter der russischen Re- 
gierung, der deutschen Wirt- 
schaft, der russisch-orthodo- 
xen Kirche, sowie der Wissen- 
schaft. In Vorträgen vor Wirt- 
schaftsvertretern und Studie- 
renden sprach Rüttgers über 
die Entwicklung der EU und 
über Perspektiven der Sozia- 

len Marktwirtschaft für das 
21. Jahrhundert. Bei einem 
Gespräch mit Michail Gor- 
batschow würdigte Rüttgers 
noch einmal den wichtigen 
Beitrag des früheren Präsi- 
denten der Sowjetunion für 
den Wandel in Europa und für 
das Ende der Teilung des 

Kontinentes. 

EAK-BUNDESTAGUNG „EVANGELISCHE VERANTWORTUNG" 

Unter diesem Titel findet die 
41. Bundestagung des Evan- 
gelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU (EAK) am 25.-26. 
Juni in der Niedersachsen- 
halle des Congress Cen- 
trums in Hannover statt. Die 
Bundestagung wird ganz im 
Zeichen des Gedenkens an 
den 100. Geburtstag und 
den 50. Todestag von Her- 
mann Ehlers, den Begründer 
und ersten Bundesvorsit- 
zenden des EAK, stehen. 
„Als Christ und Politiker 
steht der Name Hermann 
Ehlers für das glaubwürdige 
Zeugnis evangelischer Ver- 

antwortung in unserem 
Land", würdigt Thomas Ra- 
chel, Bundesvorsitzender 
des Evangelischen Arbeits- 
kreises, das Schaffen des 
EAK-Gründers. 

Ein Höhepunkt der Ta- 
gung wird die Verleihung 
der Herman-Ehlers-Medaille 
an Wolfgang Schäuble am 
zweiten Veranstaltungstag 
sein, der die Festrede zu 
Hermann Ehlers halten wird. 
Als weitere Gäste kann Tho- 
mas Rachel die Partei- und 
Fraktionsvorsitzende der 
CDU, Angela Merkel, und 
den  niedersächsischen Mi- 

nisterpräsidenten, Christian 
Wulff, begrüssen. 

Thematischer Schwer- 
punkt der Bundestagung 

wird die geplante Verab- 
schiedung zweier Resolu- 
tionen sein, die in den Ar- 
beitsforen „Menschenrech- 

te - Anspruch und Heraus- 
forderung" und „Evangeli- 
sche Identität in einer plu- 
ralen Gesellschaft" erarbei- 
tet werden. Abgerundet 
wird das Programm durch 
einen gemeinsamen Gottes- 
dienst und ein umfangrei- 
ches Kulturprogramm in 
Hannover. 
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Dritte Welt-Touris- 
mus mehr politische 

Aufmerksamkeit 
schenken 

Die Unterstützung des 
Tourismus im Rahmen der 
Entwicklungspolitik er- 
schöpft sich seitens der 
Bundesregierung besten- 
falls in schönen Worten. 

Die Globalisierung bringt 
es mit sich, dass immer 
mehr Urlauber in Entwick- 

lungsländer reisen. Dem 
Tourismus kommt demnach 
aus unserer Sicht eine wich- 
tige Rolle für die Entwick- 
lungspolitik zu. Wir vertre- 
ten die grundsätzliche Über- 
zeugung, dass Tourismus 
auch in Dritt-Welt-Ländern 
überwiegend positive Wir- 
kungen hat, indem er Ein- 
kommenschancen eröffnet, 
Armut lindert, den Ausbau 
der Infrastruktur fördert 
und die regionale Wirt- 
schaft insgesamt stärkt. 

Jürgen Klimke 

Diese Annahme war An- 
lass für eine Große Anfrage 

tz durch nachhaltige Holz- und Forstwirtschaft" 0 

Der Berichterstatter der 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion für die Bereiche 
Naturschutz, Forsten, Bio- 
masse und Tropenwald, 
Cajus Julius Caesar, hat in 
einem Antrag vor den ver- 
heerenden globalen Fol- 
gen von Brandrodung und 
illegalem Holzeinschlag in 
den Urwald-Ländern der 
Erde gewarnt. 

In einem 6-Punkte-Pro- 
gramm fordern Caesar und 
die Union die Bundesregie- 
rung auf, Maßnahmen zum 
Schutz der Urwälder durch 
nachhaltige Holz- und Forst- 
wirtschaft zu ergreifen, weil 
sie als komplexe Ökosyste- 
me das weltweite Klima und 
den Wasserhaushalt beein- 
flussen sowie wesentliche 
Kohlenstoffspeicher sind. 
Nach den Worten Caesars 

gehen jährlich Urwald- 
flächen von der Gesamt- 
größe Bayerns, Baden- 
Württembergs und Nieder- 
sachsens durch Brandro- 
dung und illegalen Holzein- 
schlag verloren. Wissen- 
schaftliche Studien zeich- 
nen ein düsteres Zukunfts- 
bild vom vollständigen 
Verschwinden tropischer 
Feuchtwälder in den näch- 
sten 50 bis 100 Jahren ohne 
eine deutliche Trendwende, 
wie sie jetzt von Caesar und 
der Union gefordert wird. 
„Die Urwälder sind Teil des 
Welterbes, für das die ge- 
samte Menschheit Verant- 
wortung trägt. Deswegen 
sind die Europäische Union 
und Deutschland gefordert, 
ihren Beitrag zum Erhalt der 
Urwälder und zur Unterbin- 
dung des illegalen Holzein- 

schlags zu leisten", so Cae- 
sar. Hierzu gehöre das deut- 
sche und europäische Enga- 
gement im Rahmen interna- 
tionaler Konventionen und 
Übereinkommen aber auch 
die Bereitschaft aller am 
Holzweltmarkt teilnehmen- 
den Länder, per Gesetz ille- 
gale Praktiken zu unterbin- 
den. 

Das 6-Punkte-Programm 
zum Schutz der Tropenwäl- 
der sieht unter anderem ein 
Import-, Handels- und Ver- 

arbeitungsverbot von Tro- 
penhölzern ohne Genehmi- 
gung vor. Genehmigungen 
sollen grundsätzlich nur er- 
teilt werden, wenn die Pro- 
dukt- und Handelskette 
lückenlos nachgewiesen ist. 
Bei Verstößen sollen ent- 
sprechende Sanktionsmaß- 
nahmen greifen. 
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der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, die offen legen 
sollte, wie die Bundesregie- 
rung zum Tourismus in der 
Dritten Welt steht und was 
sie zu seiner Förderung un- 
ternimmt. 

Die Haltung von Rot- 
Grün kommt bei der Beant- 
wortung der Anfrage deut- 
lich zum Ausdruck, wenn 
betont wird: Man solle nicht 
allzu große Hoffnungen in 

den Tourismus als Entwick- 
lungsmotor setzen. Wo die 
Bundesregierung Vorzüge 
des Tourismus in Entwick- 
lungsländern gelten lässt, 
straft ihre konkrete Ent- 
wicklungspolitik sie Lügen: 
Das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung un- 
terstützt im Rahmen der 
Entwicklungshilfe keine Pro- 

SERVICEPUNKT 

Das Wichtigste auf den 
Punkt gebracht. Ein 
Service der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Argumente zum Kom- 
promiss über das Zu- 
wanderungsgesetz 
Information zur Aus- 
bildungsplatzabgabe 
der SPD 
Haushalt 2004 und 
Ausblick 2005-Fakten 
zu den Schwachpunk- 
ten des Haushalts 

Neu aufwww.cducsu.de 

gramme, die ausschließlich 
im Tourismusbereich ange- 
siedelt sind. Offenbar wird 
die Förderung des Touris- 
mus seitens der Koalition 
nicht als wichtiges Ziel der 
Entwicklungszusammenar- 
beit angesehen, es entsteht 
der Eindruck, dass man sich 
dafür nicht zuständig fühlt. 

Das bestätigt sich beim 
Blick auf die Probleme des 
Tourismus in Entwicklungs- 
ländern, wie gesundheitli- 

che Risiken: Die Gesund- 
heitsvorsorge überlässt die 
Bundesregierung dem Ro- 
bert-Koch-Institut (RKI) so- 
wie dem Bernhard-Nocht- 
Institut (BNI), die immer 
neue Aufgaben überneh- 
men und sehr gute Arbeit 
leisten. Die Mittel werden 
den erweiterten Aufgaben- 
feldern jedoch nicht ange- 
passt: So wünscht sich die 
Bundesregierung vom RKI 
anwendungsorientierte For- 
schung sowie die Entwick- 
lung von Standards in der 
Gesundheitsvorsorge für 
Reisende - hält aber gleich- 
zeitig fest, dass dafür im In- 
stitut keine Mittel zur Ver- 
fügung stehen. Was nützt 
es, den Handlungsbedarf zu 
erkennen, wenn man letzt- 
lich nichts tut? 

Tourismus in Entwick- 
lungsländern bietet große 
Chancen. Gefordert sind 
keine Lippenbekenntnisse, 
sondern eine aktive Politik, 

die den Staaten der Dritten 
Welt dabei hilft, durch Tou- 
rismus in der Entwicklung 
voranzukommen. Von die- 
sem Ansatz ist die Bundes- 
regierung noch weit ent- 
fernt. 

Jürgen Klimke ist zustän- 
diger Berichterstatter der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion für Tourismus. 

„Regierung spart 
wiederan 

Behinderten 

Erklärung zur den von den 
Bundesregierung geplan- 
ten Streichungen der un- 
entgeltlichen Beförderung 
Behinderter im öffentli- 
chen Verkehr: 

Ein großer Schritt rück- 
wärts für die Teilhabe Be- 
hinderter sind die gravie- 
renden Einschnitte, die die 
Bundesregierung bei bis- 
her kostenfreien Bus- und 
Bahnfahrten für Behinderte 
plant. Die Einschränkung 
der Mobilität behinderter 
Menschen steht in diame- 
tralem Gegensatz zu den 
Zielen des Gleichstellungs- 

gesetzes. 
Ohnehin schwer mobi- 

litätseingeschränkten Men- 
schen wird durch die Ab- 
schaffung der kostenfreien 

Bus- und Bahnfahrten außer- 
halb ihrer Heimatregion die 
Möglichkeit genommen, sich 
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Hubert Hüppe 

fortzubewegen. Die Bundes- 
regierung will ihnen damit 
eine für Nichtbehinderte 
selbstverständliche Mobili- 
tät beschneiden. 

Behinderte und chronisch 
kranke Menschen sind oh- 

nehin finanziell stark bela- 
stet. Deshalb sind zusätzlich 
Einschnitte für diese Perso- 
nengruppe nicht mehr zu- 
mutbar. Es ist zu befürch- 
ten, dass finanziell benach- 
teiligte Behinderte kaum 
mehr mit öffentlichen Ver- 

kehrsmitteln reisen, da sie 
die Kosten schlichtweg 
nicht mehr aufbringen kön- 
nen. Kostenfreie Bahnfahr- 
ten kann sowieso nur ein 
besonders betroffener Per- 
sonenkreis, die Schwerbe- 
hinderten, die in ihrer Be- 
wegungsfähigkeit erheblich 
beeinträchtigt sind, oder als 
hilflos, gehörlos oder blind 
anerkannt sind, in Anspruch 
nehmen. Das heißt, es ist 
generell fraglich, ob die Fol- 
gen der Einsparungen in ei- 

nem vernünftigen Verhält- 
nis zum Einsparpotenzial 
stehen. 

Wer gleich nach dem Eu- 
ropäischen Jahr der Men- 
schen mit Behinderungen 

Behinderten ihre Mobilität 
und damit die Teilnahmeam 
gesellschaftlichen Leben be- 
schneidet, der straft seine 
Bekenntnisse zu Teilhabe, 
Gleichstellung und Selbst- 
bestimmung Lügen. 

Hubert Hüppe ist der 
Beauftragte für die Belange 
der Menschen mit Behinde- 
rungen in der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Rot-grünes Elite- 
Uni-Trugbild kann 
nicht täuschen! 

Stellungnahme zur angeb- 
lichen Einigung zwischen 
Bund und Ländern über 1,9 
Mrd. € Förderung für Elite- 
Universitäten: 

Von einem Milliarden- 
Programm für deutsche Eli- 
te-Hochschulen war die Re- 
de, schon zu Anfang des Jah- 
res. Jetzt gibt es angeblich 
eine Einigung mit den Län- 
dern über eine zusätzliche 

Unterstützung für 10 „wis- 
senschaftliche Leuchttürme" 
unter den 250 Hochschulen 
in Deutschland. 1,9 Mrd. € 
für fünf Jahre, das bedeutet 
380 Mio. € jährlich. Das 
heißt pro „Elite-Uni" 38 Mio. 

Dietrich Austermann 

€. Davon soll der Bund 75 
Prozent finanzieren, also 
28,5 Mio. €. Das ist ein 
stattlicher Betrag. Aber hat 
nicht gerade Gesine Schwan 
im Zuge Ihrer Kandidatur 50 
Mio. € für die „Viadrina" 
zugesagt bekommen? Etwa 
für einen besonders großen 
Leuchtturm? 

Es bleiben Fragen. Was 
wird mit den anderen Uni- 
versitäten? Was passiert im 
Jahr 2005 mit dem For- 
schungsetat des Bundes? 
Frau Bulmahn hat sich an- 
geblich mit den Ländern ge- 
einigt, aber wohl noch nicht 
mit Hans Eichel. Der For- 
schungshaushalt liegt in 
diesem Jahr um 155 Mio. € 
unter dem Vorjahr. Bundes- 
kanzler Schröder hat für 
2005 eine Steigerung und 
mehr Geld für die For- 
schungsgesellschaften, die 
Hochschulen und Projekt- 
mittel versprochen. Der Bun- 
desfinanzminister will je- 

doch bisher eine Kürzung 
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von weiteren 200 Mio. € 
durchsetzen. Wenn es da- 
bei bleibt, kommt der For- 
schungsetat 2005 auf einen 
Betrag, der rund 350 Mio. € 
unter dem Niveau von 2003 
liegt. Den „normalen" Uni- 
versitäten müsste also Geld 
weggenommen werden, um 
die Spitzen-Unis fördern zu 
können. Sollen Elite-Unis 
gefördert werden, damit 
wir auf der anderen Seite 

Schrott-Unis bekommen? 
Das ist von dem Verspre- 
chen, die „Investitionen in 
Forschung zu verdoppeln" 
übriggeblieben. 

Das zusätzliche Milliar- 
den-Programm ist eine ein- 
zige Täuschung! 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

Studienbeiträge 
können Studien- 
qualität steigern 

Erklärung zur Forderung 
der Hochschulrektorenkon- 
ferenz, Studienbeiträge ein- 
zuführen: 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion begrüßt die 
Forderung der Hochschul- 
rektorenkonferenz zur Ein- 
führung von Studienbeiträ- 
gen. Bereits bei der Verab- 
schiedung der 6. HRG-No- 
velle hatte die Unionsfrakti- 

Katherina Reiche 

on gegen das bundesgesetz- 
liche Studiengebührenver- 
bot gestimmt. Auch der 
Bundesrat hatte sich dage- 
gen ausgesprochen und 
wurde im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren von Rot- 
Grün überstimmt. 

Das Hochschulrecht ge- 
hört zum Kernbereich der 
Länderzuständigkeit. Die 
Länder tragen den ganz 
überwiegenden Teil der Fi- 
nanzierung der Hochschu- 
len. Also ist es ihre Aufgabe 
und ihr Recht, die Frage der 
Finanzierung der Hochschu- 
len zu regeln. 

Bildungsministerin Bul- 
mahn verfolgt eine zentrali- 
stische Hochschulpolitik, 

anstatt Wettbewerb und 
Leistungsorientierung in 
der deutschen Hochschul- 
landschaft zu fördern. Die 
Bundesregierung zeigt sich 
bislang reformunwillig. 
Nichts wurde in den vergan- 
genen Jahren unternom- 
men, um die Hochschulen 

international leistungsfähi- 
ger zu machen. 

Bei den beiden Kernpro- 
blemen „finanzielle Ausstat- 
tung der Universitäten" und 
„Strukturreformen" hat Rot- 
Grün versagt. Anstatt auf 
Autonomie der Universitä- 
ten, auf Deregulierung und 
Flexibilisierung zu setzten, 
hält staatlicher Dirigismus 

die deutsche Hochschul- 
landschaft im eisernen 

Griff. Damit besteht die 
Gefahr, dass Deutschland 
den Anschluss verpasst. 

Schon heute fehlen den 
deutschen Hochschulen zwi- 
schen 3 und 4 Milliarden Eu- 
ro, davon etwa eine Milliar- 
de für die Lehre. Die von 
der Ministerin verhängte 

Denkblockade bei der Fi- 
nanzierung der Hochschul- 
bildung ist völlig wirklich- 
keitsfremd. Studienbeiträge 
können die Studienqualität 

steigern. 
Das gesamtgesellschaft- 

liche Interesse an vielen gut 
ausgebildeten Akademikern 

und ein Beitrag der Studie- 
renden an ihrem Erststudi- 
um müssen zu einem ver- 

nünftigen Ausgleich ge- 
bracht werden. 

Katherina Reiche ist die 
bildungs- und forschungspo- 
litische Fraktionssprecherin- 

-» www.cducsu.de 
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Misstrauen gegen 
Landwirte hat 

traurigen Höhepunkt 
erreicht 

Erklärung anlässlich des 
Projektes „unangekündig- 
te Feldbeobachtung des 
Umweltbundesamtes": 

Trotz massiver Kritik ar- 
beitet das Umweltbundes- 
amt weiter an den Vorberei- 
tungen zu seinem umstrit- 
tenen Projekt der „unan- 
gekündigten Feldbeobach- 

tung". Geplant ist, durch ei- 
gens angeheuerte verdeck- 
te Ermittler Landwirte bei 
der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln zu über- 
wachen. Die Kosten des 
Vorhabens belaufen sich 
bislang auf rund 300.000 
Euro. Hier wird das Geld des 
Steuerzahlers zum Fenster 
hinaus geschmissen. Denn 
schließlich wird die Aus- 
bringung von Pflanzen- 
schutzmitteln bereits von 
den entsprechenden Behör- 
den der Länder kontrolliert. 
Und dies sehr erfolgreich, 
Wie das Beispiel Nieder- 
sachsen zeigt. Immer aben- 
teuerlicher stellt sich mitt- 
lerweile auch die Art und 
Weise der geplanten Beob- 
achtung dar. Da soll der Be- 
dachter die Landwirte ver- 
deckt bei der Arbeit über- 
wachen, sich dann zu erken- 
nen  geben   und  dem  ver- 

Peter Harry Carstensen 

dutzten Bauern ein Merk- 
blatt zur Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln in 
die Hand drücken. Darüber 
hinaus soll er dann noch ein 
klärendes Gespräch mit 
dem Betroffenen führen. 
Gestartet wird dieses Pro- 
jekt planmäßig im kommen- 
den Herbst. Alles in allem 
kommt hier eine Haltung 
gegenüber der Arbeit unse- 
rer Bauern zum Ausdruck, 
wie wir sie seit der sog. 
Agrarwende kennen. Dies 
ist der Ausdruck eines Mis- 
strauens, das nun seinen 
traurigen Höhepunkt er- 
reicht hat. Dieses Misstrau- 
en kommt im Übrigen auch 
im Pflanzenschutzgesetz 
zum Ausdruck. Um dies zu 

ändern, hat CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion einen An- 
trag eingebracht. Darin for- 
dern wir Bundesregierung 
auf, die einschlägigen Rege- 
lungen des Pflanzenschutz- 
gesetzes zu ändern. Dieses 
Gesetz gewährt bislang den 

Gitta Connemann 

für die Kontrolle der An- 
wendung von Pflanzen- 
schutzmitteln zuständigen 
Behörden weit reichende 
Zugriffsrechte. Das geht so- 
gar bis zur Einschränkung 
des Grundrechtes auf Un- 
verletzbarkeit der Woh- 
nung. Solche Regelungen 
schießen deutlich über dass 
Ziel hinaus. Schließlich 
müssen die deutschen 
Landwirte bei der Ausbrin- 
gung der Pflanzenschutz- 
mittel ohnehin strengste 
Auflagen erfüllen. Ein sol- 

ches gesetzgeberisches 
Misstrauen ist demnach 
völlig unbegründet. Im Ge- 
genteil: Umweltschutz und 
Landwirtschaft brauchen 
beide ein vertrauensvolles 

Miteinander. 
Peter Harry Carstensen 

ist Vorsitzender der Frakti- 

onsarbeitsgruppe Verbrau- 
cherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft und Gitta 
Connemann ist die zustän- 
dige Berichterstatterin. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bierdeckel 
Bestell-Nummer:9292 
Preis je 600 Stück: 15,90 € 
inkl. MwSt: 18,44 € 

Einkaufswagen-Chip 

Bestell-Nummer:9070 
Preis je 100 Stück: 29,00 € 
inkl. MwSt: 33,64 € 
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Papierfähnchen 
„CDU und Deutschland/Europa" 
Papierfähnchen mit zwei verschieden Seiten 

Bestell-Nummer: 9426 
Preis je 1.000 Stück: 59,00 € 
inkl. MwSt.: 68,44 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Sommerplakat 
„Vergessen Sie mal Rot-Grün, Schönen Sommer!" 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7667 
Preis je 50 Stück: 21,00 € 

inkl. MwSt: 24,36 € 

DINAO 
Bestell-Nummer: 7668 
Preis je 50 Stück: 39,00 € 

Inkl. MwSt: 45,24 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer: 9823 
Preis je 20 Stück^fi^O €   2-SJ 

inkl. MwSt.: 122,9fK t^j 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
5 3348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neuen Wandzeitungen 

Das sind die aktuellen Wandzeitungen der CDU-Bundesgeschäfts- 

stelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Alle Jahresabonnen- 
ten erhalten beide Wandzeitungsmotive. 
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